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Organisier dich und  
werde mit uns aktiv!
E-Mail: info@solidaritaet.info
Messenger: 0177 1731917

Die Lage ist katastrophal und wird jeden Tag schlim-
mer. Völlig unvorbereitet haben uns die Regierenden in 
die vierte Welle der Corona-Pandemie geführt und ris-
kieren mit einer planlos-unverantwortlichen Politik das 
Leben von vielen tausend Menschen. Gleichzeitig findet 
eine Kampagne gegen Ungeimpfte statt, die diese zu den 
Hauptverantwortlichen für die aktuelle Situation ma-
chen soll – und von der Verantwortung der Regierenden 
ablenkt. Nötig ist ein Kurswechsel der Corona-Politik, 
ein Programm zur Bekämpfung der Pandemie, das keine 
Rücksicht auf die Profitinteressen der Kapitalist*innen 
nimmt und den Gesundheitsschutz der Bevölkerung zur 
obersten Priorität erklärt ohne dabei die psychosozia-
le Gesundheit der Menschen, vor allem der Kinder und 
Jugendlichen, zu ignorieren. Ein solches Programm ist 
möglich und die vierte Welle könnte gebrochen werden, 
wenn endlich sozialistische Maßnahmen im Interesse 
der Arbeiter*innenklasse und gegen die Interessen der 
Reichen und Superreichen ergriffen würden. 

In der aktuellen Debatte geht etwas Wichtiges unter – 
und das freut die Damen und Herren in den derzeitigen 
und zukünftigen Regierungsparteien: das völlige Versa-
gen der Verantwortlichen in den Bundes- und Landes-
regierungen und ihres kapitalistischen Systems, die Ge-
sellschaft auf die absehbare vierte Welle der Pandemie 

vorzubereiten. Stattdessen wird die Verantwortung für 
die drohende Katastrophe den Menschen zugeschoben, 
die sich bisher nicht haben impfen lassen.
Doch die nahende Überlastung der Intensivstationen und 
damit die drohende Triage hat nicht nur etwas mit der 
zu hohen Zahl Ungeimpfter zu tun, sondern auch damit, 
dass es heute fünftausend Intensivbetten weniger gibt, 
als noch vor einem Jahr! In fast drei Viertel der Kran-
kenhäuser mit Intensivstationen gibt es derzeit weniger 
Intensivpflegekräfte als noch Ende 2020. Warum? Weil 
die Regierenden sich geweigert haben, die Arbeitsbedin-
gungen und Löhne für Krankenpfleger*innen so zu ver-
bessern, dass mehr Menschen diesen Beruf ergreifen und 
stattdessen viele den Beruf verlassen oder Arbeitszeit re-
duziert haben, um die eigene Gesundheit zu schützen. Das 
ist der größte Skandal der achtzehnmonatigen Pandemie: 
die fortgesetzte Zerstörung des Gesundheitswesens und 
das Ignorieren der Gesundheit der dort Beschäftigten, um 
an der Ökonomisierung des Gesundheitswesens festzu-
halten. Wie immer im Kapitalismus sind Profite wichti-
ger als Menschenleben.
Die hohen Infektionszahlen in den Schulen haben nicht 
nur etwas mit nicht geimpften Kindern und Eltern zu tun, 
sondern auch damit, dass es immer noch nicht in allen 
Klassenräumen Luftfilter gibt und die Schulbusse weiter-
hin überfüllt und nicht mit UV-Filtern ausgestattet sind.
Und die steigenden Infektionszahlen haben auch etwas 
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damit zu tun, dass von Politiker*innen der „Freedom Day“ 
und das Ende der Pandemie (Bundesgesundheitsminister 
Spahn) prognostiziert wurde. Stattdessen wurde zuge-
schaut, wie zum Beispiel in den Desinfektionsspendern 
an den Supermärkten und in den Bahnhöfen kein Desin-
fektionsmittel mehr nachgefüllt wurde, wenn die Geräte 
nicht ganz abgebaut wurden.
Die nun eingetretene Situation wäre durch eine andere 
Politik vermeidbar gewesen! Doch nun ist sie da und ihr 
muss mit einem Bruch mit der bisherigen Politik begeg-
net werden – nicht mit dem Abwälzen der Verantwor-
tung auf die Ungeimpften.

Epidemische Notlage
Das Auslaufen der „epidemischen Notlage nationaler Tra-
geweite“ ist richtig, aber nicht, weil es keine Notlage mehr 
gibt, sondern weil die mit dieser Gesetzgebung einherge-
henden undemokratischen Entscheidungsprozesse ein 
Ende haben sollten. So begrenzt die Demokratie in einer 
kapitalistischen Gesellschaft ist: es ist demokratischer, 
wenn Parlamente Entscheidungen treffen und nicht Ge-
sundheitsminister oder Regierungskabinette oder so ge-
nannte Bund-Länder-Beratungen von Kanzler*in und 
Ministerpräsident*innen der Bundesländer. Gleichzeitig 
wird das nichts daran ändern, dass von den pro-kapi-
talistischen Politiker*innen keine wirksame Politik zur 
Bekämpfung der Pandemie und im Interesse der Arbei-
ter*innenklasse betrieben wird.

Die bösen Ungeimpften?
Es ist nachvollziehbar, dass viele geimpfte Menschen 
kein Verständnis für diejenigen haben, die sich bisher 
nicht haben impfen lassen. Der Schlüssel zur nachhalti-
gen Bekämpfung der Pandemie liegt auf absehbare Zeit 
in einer Erhöhung der Impfquote. Gleichzeitig muss aber 
auch mehr in die Forschung und Produktion von Medika-
menten gegen Covid 19 investiert werden. Trotzdem muss 
eine Impfpflicht genauso abgelehnt werden, wie ein Lock-
down für Ungeimpfte, Übernahme von Behandlungskos-
ten durch Ungeimpfte und auch 2G-Regeln. Stattdessen 
sollten kostenlose Tests, möglichst PCR-Tests, für alle 
angeboten werden und auf dieser Grundlage negativ ge-
testete ungeimpfte Personen so behandelt werden wie 
Geimpfte und Genesene.
Warum? Erstens weil die Skepsis gegenüber der Impfung 
und der Pharmaindustrie zumindest nachvollziehbar 
ist und weil es ein gewisses Risiko bei Impfungen gibt. 
Zweitens weil eine Impfpflicht einem Rekrutierungspro-
gramm für die AfD und Querdenker*innen gleich käme 
und der Gesellschaft nachhaltig schaden würde. Es wür-
den Risse auch innerhalb der Arbeiter*innenklasse ver-
tieft, die schwer zu kitten sind.
Genauso gilt: Wenn man es zulassen würde, dass die Un-
geimpften individuell zur Verantwortung gezogen wür-
den, dann wäre das ein Dammbruch und würde diese 
Logik früher oder später auch auf Raucher*innen, Alko-
holabhängige, Extremsportler*innen etc. angewendet 
werden. Das würde das Solidarprinzip bei der Kranken-

versicherung aufheben und für viele Menschen Verar-
mung und Tod bedeuten.
Stattdessen müssen die Impfangebote wieder so aus-
gebaut werden, dass diejenigen der Ungeimpften, die 
mittlerweile zu einer Impfung bereit sind, dazu auch die 
Möglichkeit bekommen. Dazu müssen aufsuchende Impf-
angebote in Stadtteilen, vor Supermärkten etc. genauso 
gehören, wie mehrsprachige Aufklärungskampagnen, 
um solche Migrant*innen zu erreichen, die die deutsche 
Sprache nicht gut verstehen.
Eine Umfrage hat gezeigt, dass fünfzig Prozent der (wahl-
berechtigten) Ungeimpften AfD wählen. Es ist keine Fra-
ge, dass die hohe Impfskepsis in Deutschland auch etwas 
damit zu tun hat, dass ein signifikanter Teil der Bevölke-
rung sich von dem politischen System und seinen Ins-
titutionen abgewendet und Rechtspopulist*innen, Esote-
riker*innen, Antroposophen und anderen Scharlatanen 
zugewandt haben. Das hat auch historische Gründe. Es ist 
aber auch kein individuelles Problem, sondern Ausdruck 
gesellschaftlicher Verhältnisse und der Unfähigkeit der 
kapitalistischen Institutionen Menschen zu überzeugen 
und Vertrauen zu gewinnen.
Dass es kein Vertrauen in diese Institutionen gibt, ist 
nachvollziehbar und richtig. Nicht alle Ungeimpften sind 
unverbesserliche Querdenker*innen, Antroposophen 
oder Rechtsradikale. Es ist auch eine Verantwortung der 
Führungen von Gewerkschaften und der LINKEN, dass 
sie nicht mehr Menschen erreichen und überzeugen, die 
dieses Vertrauen verloren haben, weil sie viel zu sehr Teil 
dieser Institutionen sind.
Aber pauschales Misstrauen ist kein guter Ratgeber. 
Alle Erkenntnisse weisen darauf hin, dass die mit einer 
Impfung einhergehenden Risiken geringer sind als die 
Risiken einer Covid-Erkrankung – und angesichts der 
enormen Infektiösität der Delta-Variante müssen alle Un-
geimpften davon ausgehen, dass sie sich früher oder spä-
ter mit dem Virus anstecken werden. Das wird zweifellos 
zu mehr Todesopfern führen als die extrem wenigen mit 
einem Impfung in Zusammenhang zu bringenden To-
desfälle. Aber diese gibt es und unter Abwägung dieser 
Tatsache und anderer Faktoren (dass es andere Schutz-
maßnahmen gibt, Medikamente gegen Covid-19 in der 
Entwicklung sind, für eine große Mehrheit eine Covid-In-
fektion nicht tödlich verläuft etc.) sollte es zum jetzigen 
Zeitpunkt Privatsache bleiben, ob man sich impfen lässt 
oder nicht.
Umso wichtiger wäre es daher, Vertrauen zu schaffen. Die 
wirkungsvollste Maßnahme, um Vertrauen in die Impf-
stoffe zu schaffen, wäre es die Profitmacherei mit der 
Herstellung von Impfstoffen zu beenden. Die Aufhebung 
der Patente und Überführung der Pharmakonzerne in öf-
fentliches Eigentum unter Kontrolle und Verwaltung der 
arbeitenden Bevölkerung würden dazu führen, dass nie-
mand mehr Sorge haben müsste, dass bei den Impfstoffen 
gepfuscht wird, um daran reich zu werden. Unmittelbar 
könnte aber auch schon durch eine öffentliche und trans-
parente Kontrolle der Testverfahren und Forschung und 
durch eine allgemeinverständliche Aufklärungskampag-



ne der Bevölkerung ein Effekt erzielt werden. Dafür könnte 
eine unabhängige Expertenkommission aus demokratisch 
gewählten Wissenschaftler*innen und Vertreter*innen 
der in diesem Bereich Beschäftigten gebildet werden.

Boostern für Alle
Die Pandemie ist global und es ist ein Skandal, dass es 
immer noch keine ausreichende und gerechte weltweite 
Verteilung des Impfstoffs gibt. Dazu müssen die Patente 
aufgehoben und die Produktion in öffentlicher Hand und 
unter Kontrolle und Verwaltung der arbeitenden Bevölke-
rung ausgeweitet werden.
Gleichzeitig ist es sinnvoll, dass alle zweifach Geimpf-
ten, allen voran die Risikogruppen, schnellstmöglich ihre 
Auffrischungsimpfung erhalten, um die Verbreitung des 
Virus einzudämmen. Das Schließen der Impfzentren er-
weist sich nun als Fehler und es droht erneut ein Chaos, 
weil Priorisierung und Umsetzung der Drittimpfungen 
neben den weiterhin nötigen Erst- und Zweiimpfungen 
nicht vorbereitet wurden. Dabei zeigt die Erfahrung aus 
Israel, dass massenhaft Drittimpfungen das Infektions-
geschehen eindämmen können.

Testen, testen, testen
Statt Ungeimpfte durch 2G-Regeln auszuschließen, soll-
te auf breiter Front getestet werden. 2G gibt ohnehin nur 
eine Scheinsicherheit, denn diese Regel erweckt den 
Eindruck, dass Geimpfte und Genesene das Virus weder 
übertragen noch sich anstecken können. Die zweifelsfrei 
größte Wirkung zur Durchbrechung von Infektionsket-
ten hätten massenhafte PCR-Testungen. Wenn Christian 
Drosten behauptet, das sei logistisch nicht machbar, be-
gibt er sich auf ein Gebiet, wo er als Virologe keine be-
sondere Kompetenz hat und macht das Geschäft der Re-
gierenden. Denn natürlich wären solche Tests logistisch 
durchführbar, es müsste dafür von Seiten der Regieren-
den nur das nötige Geld in die Hand genommen werden. 
Das hätte schon vor Monaten vorbereitet werden können, 
stattdessen wurden die kostenlosen Tests abgeschafft 
und der Eindruck erweckt, Geimpfte brauchen sich nicht 
mehr testen zu lassen.
Es geht darum viel zu testen, sicher zu testen und über-
all da, wo viele Menschen auf engem Raum zusammen 
kommen und vulnerable Gruppen betroffen sind auch 
verpflichtend zu testen. Das bedeutet: Testpflicht für alle 
zwei oder drei mal pro Woche in allen Betrieben, tägli-
che Testpflicht von Beschäftigten und Besucher*innen 
in Pflegeeinrichtungen (was auch eine Impfpflicht für 
Beschäftigte in diesem Bereich unnötig machen würde, 
die ohnehin nur den Personalmangel vergrößern würde), 
drei mal pro Woche Testpflicht für Schüler*innen durch-
geführt in den Schulen und nicht unkontrolliert durch 
Eltern.

Quarantäne wieder einführen
Der Irrsinn der Corona-Politik wird an der unverantwort-
lichen Lockerung der Quarantäneregeln deutlich. Ge-
impfte müssen, auch wenn sie engen Kontakt zu Infizier-

ten hatten, nicht in Quarantäne. Das ist ein Programm zur 
Ausbreitung des Virus durch Geimpfte und muss sofort 
geändert werden. Alle Menschen, ob geimpft, genesen 
oder ungeimpft, sollten nach einer hohen Risikobegeg-
nung in Quarantäne und die Möglichkeit bekommen, sich 
durch einen PCR-Test nach angemessener Zeit daraus be-
freien zu können.

Risikoveranstaltungen absagen statt Lockdown
Die Bilder der Karnevalseröffnungs-Veranstaltungen in 
Köln, Mainz und anderswo haben zurecht für viel Unver-
ständnis gesorgt. Auswertungen der Luca-App-Daten ha-
ben gezeigt, dass Clubs und Bars die gefährlichsten Orte 
sind. Das kann nicht verwundern, kommen doch hier 
viele Menschen auf engem Raum, laute Kommunikation 
und Alkoholkonsum zusammen. Eine vorübergehende 
Schließung von Clubs, Absage von Karnevalsveranstal-
tungen und Konzerten ohne feste Sitzplatzzuweisung etc. 
wäre in der jetzigen Situation sinnvoll. Natürlich müssen 
Künstler*innen und Veranstalter*innen staatliche Unter-
stützung erhalten, um wirtschaftlich zu überleben.
Alle sonstigen Veranstaltungen und Zugang zu Restau-
rants, Museen etc. sollten nur mit gültigem Testergebnis 
für alle, egal ob geimpft oder ungeimpft, möglich sein.
Gleichzeitig sollte auf eine Symbolpolitik, die kaum um-
setzbar ist und Beschäftigte enorm belastet und Gefahren 
aussetzt verzichtet werden. Das gilt für den Vorschlag, 3G 
in Bussen und Bahnen einzuführen. 

Kein Vertrauen in die Ampel – auf die Straße!
Auch die Ampel-Koalition wird die verfehlte Corona-Poli-
tik fortsetzen, die sich nicht an einer maximalen Sicher-
heit für die Bevölkerung orientiert hat, sondern die Pro-
fitinteressen der Unternehmen im Fokus hat. Dass zum 
Beispiel die Lohnfortzahlung im Quarantänefall für Un-
geimpfte nicht wieder eingeführt wird, ist ein Skandal. 
Genauso wie es ein Skandal ist, dass immer noch nicht 
alle Schulen und öffentlichen Einrichtungen mit Luftfil-
tern ausgestattet sind und die Zustände in den Kranken-
häusern und Gesundheitsämtern, vor allem die Personal-
ausstattung, sich nicht gebessert haben.
Es bleibt umso dringender, für eine wirkungsvolle Poli-
tik gegen das Virus zu kämpfen, die die Interessen der 
Arbeiter*innenklasse nach Gesundheit, sozialer Absi-
cherung, Bildung für die Kinder und Jugendlichen etc. in 
den Mittelpunkt rückt. Gewerkschaften und DIE LINKE 
haben bisher dabei versagt, für eine solche Politik den 
Kampf zu organisieren und Proteste zu organisieren. Da-
bei brauchen wir dringender denn je eine massenhafte, 
politische Kraft, die die Interessen der gesamten Arbei-
ter*innenklasse formuliert und eine Kampfperspektive 
dafür aufzeigt. Auch in einem der reichsten Länder der 
Welt erweist sich der Kapitalismus als völlig unfähig die 
Bevölkerung zu schützen. Nun stehen wir am Beginn der 
vierten Welle, die schwerer werden kann, als das alle er-
wartet haben. Höchste Zeit, dass Gewerkschaften und DIE 
LINKE endlich in Aktion treten und dass sich mehr Men-
schen für eine sozialistische Alternative organisieren.



 ŉ Massive Ausweitung der kostenlosen Corona-
Tests. Maximales Angebot von kostenlosen PCR-
Tests. Verpflichtende tägliche Tests für alle am 
Arbeitsplatz und in Schulen. Einführung von 1G 
(Testpflicht für alle) in der Gastronomie und bei 
Veranstaltungen aller Art. 

 ŉ Öffentliche und demokratische Kontrolle über 
die Weiterentwicklung und Herstellung von 
Impfstoffen; massive Ausweitung der Impfstoff-
produktion unter öffentlicher Kontrolle – Offen-
legung der Forschungsergebnisse, Überführung 
privater Forschungseinrichtungen und der Phar-
maindustrie in öffentliches, demokratisch kont-
rolliertes und verwaltetes Eigentum

 ŉ Booster-Offensive für alle beginnend mit den 
Risikogruppen, Wiederöffnung der Impfzentren 
und aufsuchende Impfkampagne

 ŉ Einrichtung einer zentralen Forschungskom-
mission in öffentlicher Hand und demokratisch 
durch Wissenschaftler*innen und gewählte 
Vertreter*innen aus Gewerkschaften und Be-
legschaften organisiert, um die vielfältigen For-
schungsergebnisse zusammenzutragen, auszu-
werten und gemeinverständlich zu publizieren

 ŉ Verschärfung der Quarantäne-Regeln: alle Per-
sonen mit hohen Risikobegegnungen müssen in 
Quarantäne bis in angemessenem Zeitraum ein 
negativer PCR-Test vorliegt

 ŉ Ausstattung aller Schulklassen mit Luftfiltern
 ŉ Kostenlose Bereitstellung von Masken für alle 

Schüler*innen und Lehrer*innen
 ŉ Entscheidung von demokratisch gewählten Ver-

treter*innen von Lehrer*innen, Eltern und Schü-
ler*innen über Wechselunterricht und Schul-
schließungen

 ŉ Einstellung von Personal um die Betreuung der 
Schüler*innen zu gewährleisten, wenn sie nicht 
am Unterricht teilnehmen können

 ŉ Investitionsprogramm Bildung für Lehrer*in-
nen-Neueinstellungen, Digitalisierung, Laptops 
für alle Schüler*innen, Gebäudesanierung etc.

 ŉ Risikozuschläge für Beschäftigte, die sich erhöh-
ter Gefahr aussetzen müssen. 

 ŉ Sofort-Rekrutierungsprogramm für Pflegekräfte 
in Krankenhäusern, um die Intensivstationen zu 
entlasten. Hohe Anwerbeprämien, mindestens 500 
Euro monatliche Lohnerhöhung für alle Pflegebe-
schäftigten und einen monatlichen Corona-Zu-

schlag von 500 Euro für die Dauer der Pandemie.
 ŉ Voller Lohn für alle Beschäftigten, die freigestellt 

sind oder wegen Kinderbetreuung zu Hause blei-
ben müssen

 ŉ Massive Investitionen ins Gesundheitswesen – 
Personalbemessung nach Bedarf jetzt! Abschaf-
fung der Fallkostenpauschalen – Übernahme al-
ler Kosten

 ŉ Ausbau der Gesundheitsämter durch Neueinstel-
lungen und Einsatz von Call Center-Beschäftig-
ten (zu den Tariflöhnen des öffentlichen Diens-
tes) und Bundeswehrsoldat*innen in zivil und 
außerhalb des Bundeswehr-Kommandos

 ŉ Überführung aller privaten Krankenhäuser in 
öffentliches Eigentum – Für ein staatliches Ge-
sundheitswesen unter Kontrolle und Verwaltung 
der Beschäftigten, Gewerkschaften und Kommu-
nen/Länder

 ŉ Ausbau des ÖPNV durch Investitionen in neue 
Busse und Bahnen, Einsatz der Fuhrparks pri-
vater Busunternehmen und massive Neueinstel-
lungen

 ŉ Demokratische Rechte verteidigen – Entschei-
dung über Demonstrations- und Versammlungs-
einschränkungen durch Gewerkschaften und de-
mokratisch gewählte Komitees in den Betrieben 
und Nachbarschaften

 ŉ Corona-Abgabe für Millionär*innen: dreißig Pro-
zent ab der ersten Million!

 ŉ Keine Millionenhilfen für Banken und Konzerne, 
aber effektive Hilfe für Studierende, Erwerbslo-
se, Selbständige, Kleinunternehmer*innen

 ŉ Öffnung der Geschäftsbücher der Banken und 
Konzerne

 ŉ Überführung von Banken und Konzernen in öf-
fentliches Eigentum unter demokratischer Kon-
trolle und Verwaltung durch die arbeitende Be-
völkerung

 ŉ Wir zahlen nicht für die kapitalistische Krise – 
Nein zu Arbeitsplatzabbau und Entlassungen, 
Sozialabbau, kommunalen Kürzungen und Ab-
bau von Arbeiter*innenrechten – Gewerkschaf-
ten und LINKE müssen jetzt den Widerstand or-
ganisieren und zusammen fassen

 ŉ Statt Marktkonkurrenz und Profitwirtschaft – 
demokratische Wirtschaftsplanung und inter-
nationale Kooperation – für sozialistische Demo-
kratie weltweit!
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